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Das Beteiligungsverständnis hat sich in den 
vergangenen Jahrzehnten unterschiedlich 
entwickelt. Auch die digitale Teilhabe hat – ob-
wohl noch relativ jung – bereits eine wechsel-
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Praxis – und welche Probleme sind noch zu 
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„Der Fortschritt folgt einem kurvenreichen Pfad – manch-
mal vorwärts, manchmal zurück.“ So lautete ein Resümee 
Barack Obamas am Ende seiner Amtszeit. Einsichten dieser 
Art lassen sich in vielen Bereichen gewinnen, auch in Sa-
chen Bürgerbeteiligung. Die hat in Deutschland tatsächlich 
eine wechselhafte Geschichte hinter sich, durchlief Konjunk-
turen, Themenwechsel und wurde immer wieder anders 

verstanden und gedeutet. Heute scheint sie (als Forderung) 
allgegenwärtig und auch in der Praxis selbstverständlich zu 
sein. Ein oft zu hörender Satz bringt das zum Ausdruck: „Es 
geht nicht mehr ohne…“. Viele gute Erfahrungen wurden 
gemacht und neue Wege entdeckt. Es gibt aber, auch das ist 
unübersehbar, weiterhin Probleme – alte wie neue.

Das Thema Partizipation, so wie wir es heute kennen, hat 
in Deutschland einen wesentlichen Ursprung in den spä-
ten 1960er-Jahren des 20. Jahrhunderts. Seither hat es viele 
Wandlungen erlebt, wurde auf unterschiedliche Weise ver-
standen und praktiziert. Diesen kurvenreichen Pfad zeich-
net der Beitrag in aller Kürze nach (ausführlicher Selle 2013: 
119ff.) – in einer Art „Versionsgeschichte“ des „Programms 
Partizipation“: 

1.0 Das Demokratisierungsversprechen: „Wir wollen mehr 
Demokratie wagen. Wir werden unsere Arbeitsweise öffnen 
und dem kritischen Bedürfnis nach Information Genüge 
tun“ (Bundeskanzler-Willy-Brandt-Stiftung o.J.). Mit diesen 
Sätzen kündigte Willy Brandt in seiner Regierungserklärung 
im Herbst 1969 eine umfassende Reformpolitik an und re-
agierte damit auf die Proteste in zahlreichen gesellschaftli-
chen Bereichen – auch und gerade in der Stadtentwicklung. 
Diese erste Version des Programms Partizipation ist also als 
eine Art Öffnung des Obrigkeitsstaates zu verstehen, der 
seinen Bürgerinnen und Bürgern mehr Informationen und 
Gelegenheit zur Meinungsäußerung anbietet.

2.0 Selbsthilfebewegungen und Bürger-Initiative: Schon 
sehr früh wurde aber auch deutlich, dass Bürgerinnen und 
Bürger nicht nur protestierten, sondern auf vielfache Weise 
selbst aktiv sind und vom Grabeland bis zum „instandbe-
setzten“ Haus, von der Kindertagesstätte bis zum lokalen 
Kulturzentrum Projekte selbst in die Hand nehmen. Die 
Bedeutung dieser Eigenaktivitäten hat seither keinesfalls 
abgenommen, wurde aber lange Zeit nicht als eine wesent-
liche Form der Partizipation angesehen.

3.0 Umbrüche an Runden Tischen: Es gab und gibt immer 
wieder Themen, die nicht allein durch Regierungshandeln 
in Staat oder Kommune zu bewältigen sind. Daher ver-
sammelten sich zum Beispiel bei Umweltkonflikten (etwa 
„bewohnte Altlasten“) schon früh verschiedene Akteure aus 

Auf kurvenreichem Pfad: Partizipation 1.0 bis 7.0

Wirtschaft, Gesellschaft, Politik und Verwaltungen an Run-
den Tischen, um gemeinsam nach Lösungen zu suchen. 
Ganz besondere Bedeutung erhielt die Form gemeinsamer 
Beratung im Gefolge der DDR-Bürgerbewegungen, die in 
den deutschen Vereinigungsprozess mündeten. Für das Ver-
ständnis von Partizipation sind sie insofern von eminenter 
Bedeutung, weil hier das kooperative Element, die Notwen-
digkeit und Möglichkeit gemeinsamer Problemlösungen in 
nicht-hierarchischer Rollenverteilung zum Ausdruck kommt.

4.0 Bürgerorientierung in Verwaltung und Politik:  Im 
Zuge der Modernisierung öffentlicher Verwaltungen ge-
wann in den 1990er-Jahren das Stichwort „Bürgerorientie-
rung“ an Bedeutung. Es wurde später auch auf die lokale 
Politik ausgeweitet und fand so im Leitbild der bürgerori-
entierten Kommune seinen Ausdruck. Dies war zugleich ein 
erster „ganzheitlicher“ Ansatz, in dem konsultative und ko-
operative Elemente der Partizipation als Zusammenhang 
angesehen und mit Begriffen wie Effektivität und Effizienz 
öffentlichen Handelns verbunden wurden.

5.0 Nachhaltige Stadt als Gemeinschaftsaufgabe: Mit dem 
Bedeutungszuwachs der Umweltpolitik wuchs auch die Ein-
sicht, dass vielfältige Kooperationen – zwischen Unterneh-
men, Staat und Zivilgesellschaft – notwendig sind, um den 
seinerzeit angestrebten ökologischen Strukturwandel zu 
ermöglichen. In diesem Zusammenhang fiel schon in den 
90er-Jahren der Begriff der Gemeinschaftsaufgabe. Seither 
findet er oft Verwendung, insbesondere wenn es um die Ge-
staltung von Transformationen geht. Das unterstreicht zu-
gleich, dass Kooperationen nicht mehr nur zur Bewältigung 
von Konflikten, sondern als gestaltendes Element in vielen 
gesellschaftlichen Bereichen unabdingbar sind.

6.0 Potenziale der Zivilgesellschaft: Die Welt des ehrenamt-
lichen Engagements, der privaten Initiativen, der Vereine, 
Stiftungen, gemeinnützigen Organisationen, der Freunde 
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und Nachbarn gilt manchen neben Wirtschaft und Politik als 
„dritter Sektor“. Sie blieb aber lange Zeit unbeachtet (sofern 
sie sich nicht in Protest gegen Pläne und Projekte äußerte) 
und wurde erst um die Jahrtausendwende in ihrer ganzen 
Bedeutung für die Gesellschaft „entdeckt“. 

7.0 Stuttgart und die Folgen: Mit den Ereignissen um den 
Stuttgarter Hauptbahnhof änderte sich die Sicht auf Parti-
zipation ein weiteres Mal – diesmal zurück: Das alte, kon-
fliktorientierte Verständnis vom Verhältnis öffentlichen Han-

delns zu bürgerschaftlichen Aktivitäten gewann erneut die 
Oberhand. Die Frage „Wie vermeidet man Widerstand und 
Konflikt?“ stand und steht vielerorts wieder im Vordergrund. 
Ein positiver Effekt: Die Standards für Bürgerbeteiligung an 
kommunalen Vorhaben beginnen sich seither auf breiter Ba-
sis zu verändern. Schon über 50 Gemeinden in Deutschland 
haben eigene Leitlinien beschlossen und bekunden damit: 
Wir wollen uns auch außerhalb von gesetzlich vorgeschrie-
benen Verfahren um eine transparente Politik bemühen und 
uns an gemeinsam definierte Regeln binden.

Was macht dieser kurze Rückblick auf die „Versionsgeschich-
te“ der Partizipation deutlich? Zunächst und vor allem, dass 
die Bezeichnung – lautet sie nun Partizipation, Teilhabe 
oder Mitwirkung – ein breites Spektrum von Bedeutungen 
abdeckt. Bürgerinnen und Bürger werden in verschiedenen 
Rollen gesehen: als Beteiligte an staatlichen Verfahren, als 
in vielfältiger Weise Selbstaktive und als Kooperanden staat-
lichen Handelns. In all diesen Rollen wirken sie an der Ent-
wicklung der Städte mit. Das aber geriet in verschiedenen 
Entwicklungsstufen des Partizipationsverständnisses aus 
dem Blick. Immer wieder fokussierte sich das Verständnis 
von Teilhabe lediglich auf Ausschnitte des Themas. Aktuell 
steht wieder das traditionelle bipolare Bild – „die Stadt“ vs. 
„die Bürgerinnen und Bürger“ – im Vordergrund.

Das verweist auf eine zweite Eigentümlichkeit der bisheri-
gen Entwicklung: Wenn von der Mitwirkung der Bürgerinnen 
und Bürger an der Stadtentwicklung die Rede ist, entsteht 
gelegentlich der Eindruck, es gehe nur um sie, um ihre In-
teressen, Meinungen und Aktivitäten – und gegebenenfalls 
noch die „der Stadt“ (womit in der Regel Verwaltung und 
Politik gemeint sind). Aber es ist nicht so, dass sich Stadtent-
wicklung im Spannungsfeld dieser beiden Pole vollzöge. 
Viele Akteure wirken mit, viele Gesichtspunkte sind zu be-
achten, viele Interessen wirksam. Wer ein realistisches Bild 
von der Stadtentwicklung – und den Möglichkeiten sie zu 
beeinflussen – vermitteln will, muss diese Interessenplurali-
tät und die vielen „Eigenlogiken“ unterschiedlicher Akteurs-
kreise beachten. Stadtentwicklung ist nicht in bilateraler 
Kommunikation zu bewältigen, sondern setzt multilaterale 
Verständigung in einer vielgestaltigen Akteurslandschaft 
voraus. Das aber wird in der Öffentlichkeitsbeteiligung äu-
ßerst selten vermittelt.

Fortschritte? Ein Zwischenresümee

Bewertet man die Entwicklung der letzten Jahrzehnte, lässt 
sich zunächst feststellen: Es ist viel vorangekommen. Es 
gibt zahlreiche gute Beispiele für gelungene Partizipation. 
Es gibt spektakuläre Erfolge bei Konflikten, die seit Jahren 
festgefahren waren und nun durch eine kluge Moderation 
unter konstruktiver Mitwirkung aller Beteiligten aufgelöst 
werden konnten. Dazu kommen viele Pläne und Projekte, 
die angereichert wurden mit Wissen und Ideen aller, die da-
ran mitwirkten, und eine Alltagspraxis, in der man mal hit-
zig, mal unaufgeregt – aber eben doch: selbstverständlich 

Schwarmintelligenz? Smart City – einmal anders
Foto: Klaus Selle
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und ernsthaft – miteinander über Anliegen und Vorhaben 
spricht. Wer immer mit offenen Augen und Ohren an sol-
chen Prozessen mitgewirkt hat, wird den Wert des Wissens 
Vieler, Perspektivenvielfalt und den Nutzen sachlicher Ausei-
nandersetzung zu schätzen wissen.

Nicht zu vergessen ist auch die erhebliche Professionali-
sierung insbesondere im Bereich der Öffentlichkeitsbeteili-
gung. Der Methodenkoffer ist prall gefüllt. Es gibt Agentu-
ren und Büros, die auf die kommunikative Gestaltung von 
Prozessen spezialisiert sind und viele weitere, die ihre fach-
liche Arbeit mit kommunikativen Kompetenzen zu verbin-
den wissen.

Nicht zuletzt gibt es eine schier unübersehbare Vielfalt von 
Eigenaktivitäten in zahlreichen gesellschaft lichen Berei-
chen. Die Bereitschaft zum Engagement ist ungebrochen. 
In manchen Handlungsfeldern der Stadtentwicklung (Sport, 
Freizeit, Umwelt, Soziale Stadt etc.) mündet dies auch in 
vielgestaltige Kooperationen zwischen Bürgerinnen, Bür-
gern, Stadtverwaltungen, Unternehmen und anderen Ak-
teuren. Es ist daher nur konsequent, wenn man Bürgerinnen 
und Bürgern inzwischen – zumindest mancherorts – selbst 

als Zukunftsakteure in den Prozessen der Stadtentwicklung 
begreift.

Aber: Der 50-jährige Prozess der Entwicklung des Parti-
zipationsverständnisses ist durchaus nicht nur als stetes  
Voranschreiten zu verstehen. Vielmehr gab es abrupte Brü-
che, schleichende Erosionen und immer wieder ambivalen-
te Entwicklungsschritte. Die ersten gesetzlichen Verände-
rungen mündeten binnen weniger Jahre in einen „Dienst 
nach Vorschrift“ und in eine schrittweise Aufweichung der 
Vorgaben an die Verfahren (Beschleunigungsgesetze). Das 
Leitbild der bürgerorientierten Kommune entstand auch vor 
dem Hintergrund von Deregulierung und Verwaltungsab-
bau, was ihm von Anfang an einen zwiespältigen Charakter 
verlieh. Selbst das Lob für die Zivilgesellschaft verstanden 
manche als Verantwortungsverlagerung: Die Gesellschaft 
müsse Löcher stopfen, die der Abbau öffentlicher Leistun-
gen gerissen habe.

Auf ähnliche Weise ambivalent ist auch die Entwicklung  
eines Teilaspekts der Partizipation, der spätestens mit Ver-
sion 4.0 des Programms Partizipation sichtbar wurde und 
seither eine zunehmend größere Rolle spielt.

Erfolgsgeschichte? Digitale Teilhabe in der Stadtentwicklung

Mit der Entwicklung der Informationstechnologien, vor al-
lem mit der umfassenden Integration des Internets in den 
Kommunikationsalltag, waren viele Hoffnungen verbunden: 
Ganz neue Formen der Informationsarbeit und des Dialogs 
seien möglich. Im Netz entstünden neue „öffentliche Räu-
me“, in denen viele Angelegenheiten eines Gemeinwesens 
beraten werden könnten – auf der Grundlage umfassends-
ter Informationen, die multimedial aufbereitet und für je-
dermann zugänglich seien. Nicht zuletzt ermögliche das 
Netz die Organisation von Bürgermacht, die Mobilisierung 
von Protestpotenzial oder das Vernetzen von Aktivisten für 
Ideen und Projekte aller Art. Insofern stimmten viele Tim 
Berners-Lee zu, der wesentlich zur Entwicklung des World 
Wide Web beitrug und dies nicht so sehr als technologische, 
sondern vorrangig als soziale Innovation ansah.

Tatsächlich haben sich innerhalb von kaum mehr als zwei 
Jahrzehnten Möglichkeiten ergeben, die Bürgerinnen und 
Bürgern in allen ihren Rollen neue Optionen eröffnen: Ob 
sie sich über Planungen informieren oder Widerstand dage-

gen organisieren, ob sie an politischen Debatten mitwirken 
und die lokale Meinungsbildung beeinflussen, ob sie sich 
mit anderen vernetzen, ihre eigene Initiative stärken und 
Projekte fördern, oder ob sie ihre Marktmacht organisieren 
und als Konsumenten oder Kunden ihre Interessen kundtun 
– immer ist das Internet involviert. Insofern lässt sich die „Di-
gitalisierung der Partizipation“ in allen Erscheinungsformen 
der bürgerschaftlichen Teilhabe an der Stadtentwicklung 
finden.

Aber auch diese Entwicklung ist bislang nicht frei von Wi-
dersprüchen und Ambivalenzen: Nach anfänglicher Unsi-
cherheit über das „Ob“ und „Wie“ der Nutzung der neuen 
Medien setzte sich in der Praxis schnell die Auffassung 
durch, dass sie wichtige Informationsmittel sind, die ganz 
wesentlich zur Demokratisierung des Informationszugangs 
und zur Transparenz lokaler Politik beitragen können. Bin-
nen weniger Jahre wurden entsprechende Angebote im 
Internet zum Standard und praktisch alle deutschen Kom-
munen präsentierten sich entsprechend.
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Schon 2004 hieß es aber: „Die anfängliche Euphorie über 
die positiven Potenziale des Internets zur verstärkten Bür-
gerbeteiligung […] ist derweil einem gewissen Realismus 
gewichen: Man könne nicht davon ausgehen, dass, nur weil 
ein neues Medium, also eine neue technische Plattform be-
reitsteht, die Bürger ‚besser an den öffentlichen Angelegen-
heiten partizipieren‘“ (Hart/Pflüger 2004).

Ähnlich relativierten sich auch die Hoffnungen auf die 
E-Democracy. Die Nutzerzahlen blieben bescheiden und 
es setzte sich schnell die Auffassung durch, dass sinnvolle 
Bürgerbeteiligung in eine Gesamtstrategie eingebunden 
sein muss, die On- und Offline-Elemente enthält und an ver-
schiedene Voraussetzungen gebunden ist (vgl. Sinning et al. 
2003; Kubicek et al. 2009).

Es folgte eine zweite Phase erneuter Euphorie, die als Web 
2.0 bezeichnet wurde. Die User begannen, sich von Adres-
saten und Konsumenten zu Produzenten zu verwandeln: 
Kommunikation verlief nicht mehr asymmetrisch, sondern 
gleichberechtigt. Es war nicht mehr nur die eine (öffentliche) 
Seite, die informiert. Alle Seiten, alle Interessierten konnten 
fortan Informationen und Meinungen austauschen, Netze 
spinnen und Aktivitäten einleiten: „… im gesellschaftlichen 
System [hat] eine tiefgreifende Umwälzung begonnen: die 
Umkehr von Kommunikations- und Innovationsmechanis-
men, von Top Down zu Bottom up [sic] […]. Im Web 2.0 wird 
im Gegensatz zum Web 1.0 der Nutzer zum Content-Pro-
duzenten. Die eindirektionale Senderichtung der Massen-
kommunikation wird aufgehoben, es entsteht eine many 
to many Kommunikation [sic!], bei der Empfänger zugleich 
Sender sind und unmittelbar miteinander interagieren“ (Pe-
trin 2011: 263).

Das werde, so die weitverbreitete Meinung, öffentliche Ak-
teure geradezu zwingen, Partizipation auch online zu ge-
stalten: „Die Stadt ist ein Verhandlungsraum. Will die Kom-
mune den öffentlichen Diskurs weiterhin aktiv mitgestalten, 
dann kommt sie nicht daran vorbei, das Internet als öffentli-
chen Raum für den Dialog zwischen Politik, Verwaltung und 
Bürgern zu nutzen. Wie die Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung in Berlin zeigt, können Bürger, Blogger, Interessen-
vertreter gleichermaßen ihre Motive argumentativ und mit 
Unterstützung von Online-Moderatoren zusammenführen“ 
(Böhme/Riedel 2008: 1). 

Inzwischen nutzen Menschen die sozialen Medien in einem 
Maße, wie es sich niemand noch vor einem Jahrzehnt hätte 
vorstellen können. Aber auch hier ist nach anfänglicher Eu-
phorie und partizipativen „Heilserwartungen“ Ernüchterung 
eingekehrt (vgl. das Schwerpunktheft des Forums Wohnen 

Aufforderung zur Mitwirkung an Stadtentwicklung
Foto: Klaus Selle

Diskursverweigerung
Foto: Klaus Selle
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und Stadtentwicklung (vhw) 4/2011), die unter dem Ein-
druck aktuellster Entwicklungen in immer negativer werden-
de Einschätzungen übergeht. Einige Stimmen: „Der durch 
neue Medien leichter gewordene Protest hat Versprechen 
nach einer anderen Beteiligungskultur provoziert und hohe 
Erwartungen geweckt. Aber mit der Logik der Abstimmung, 
die durch das Internet so verführerisch leicht gemacht wird, 
ist die Beteiligung nicht einfacher geworden“ (Holl 2012). 
Und: „Der permanente Versuch, die Netzgemeinde zu mobi-
lisieren, bewirkt auch das Gegenteil: Ermüdung, Langeweile, 
Desinteresse“ (Pham/Wefing 2012: 3).

Durchaus typisch für die internet-beschleunigte Meinungs-
bildung mehrten sich nur wenige Jahre nach der (zweiten) 
Euphoriewelle lautstarke Einsprüche gegen netzbasierte 
Partizipation: „The Nightmare of Participation“ (Miessen 
2010) oder „Digital Maoism“ (Lanier 2006) waren zwei Titel, 

die dieser Strömung Ausdruck verliehen. In jüngster Zeit 
sind vor allem vier Stichworte zu nennen, die die wachsen-
de Skepsis zum Ausdruck bringen: Geteilte Privatheit, ver-
wahrloste Verkehrsformen, Echoräume und fragmentierte 
Kommunikation (siehe Infobox).

Inzwischen häufen sich Negativszenarien, wenn es um 
Kommunikation im Internet geht. Man könnte geradezu 
von einem „Social-Media-Bashing“ sprechen. Das muss wohl 
auch als Gegenbewegung zu den vorherigen Überschät-
zungen verstanden werden und mag in der nächsten Zeit 
auch wieder einer ausgewogeneren Betrachtung weichen. 
Schließlich sind auch die positiven Aspekte, die mit der In-
ternet-Nutzung im partizipativen Kontext verbunden sind, 
nicht zu übersehen. Aber eines ist sicher: Die alte Naivität ist 
dahin. Die soziale Innovation von Sir Berners-Lee hat sich als 
hochgradig ambivalent erwiesen.

n	Geteilte Privatheit: Viele hatten sich eine neue Öffentlich-
keit, andere Formen öffentlicher Diskurse und Debatten 
erhofft. Das, was in den sozialen Medien geschieht, ist 
aber überwiegend ein Nebeneinander privater Einsichten, 
Meinungen, Äußerungen, die man der Allgemeinheit aus-
stellt.

n	Verwahrloste Verkehrsformen: Inhalt und Stil vieler Kom-
mentare im Internet triefen vor Häme, Bösartigkeiten und 
Beleidigungen. Viele „Trolle“ sind unterwegs und sogar 
Hass scheint gesellschaftsfähig, zumindest aber zu einer 
typischen Ausdrucksform im Internet geworden zu sein – 
wie der inzwischen verbreitete Begriff „Hater“ signalisiert. 
Selbst die Organisatoren einer neuen re:publica im Netz 
wurden schon vor einigen Jahren der zunehmend unzi-
vilisierter werdenden Netzkultur überdrüssig (vgl. Becke-
dahl 2012). 

n	Echoräume: Im Internet wird vielerorts nicht miteinander, 
sondern untereinander kommuniziert. Will sagen: Man 
bewegt sich vorrangig in Umgebungen, in denen die 
anderen Kommunikationsteilnehmer ähnliche Meinun-
gen vertreten wie man selbst. In einer Untersuchung der 
Kommunikation auf insgesamt 70 Facebook-Seiten kom-
men Del Vicario et al. (2016: 554) zu folgender Erkenntnis: 
„Indeed, homogeneity appears to be the primary driver 
for the diffusion of contents and each echo chamber has 

Vier Stichworte zur wachsenden Skepsis gegenüber dem Internet

its own cascade dynamics.“ Dies führt zu Abgrenzung und 
zur Polarisierung. Fakten und gesichertes Wissen werden 
zudem tendenziell durch voreingenommene Sichtweisen, 
Gerüchte und geteilte Behauptungen ersetzt. So entste-
hen nicht nur Fake News, sondern auch Haltungen und 
Denkweisen, die die Berechtigung anderer Gesichtspunk-
te und Meinungen grundsätzlich infrage stellen. Nun ist 
aber Pluralität eine der zentralen Prämissen jeder Demo-
kratie. Das verdeutlicht, wie weit die Konsequenzen dieser 
Entwicklung reichen können.

n	Fragmentierte Kommunikation: Diese verschiedenen 
Entwicklungen kulminieren in dem, was Ingrid Brodnig 
(2017) „Zersplitterung der Öffentlichkeit“ und Cass Sun-
stein (2017) „Divided Democracy“ nennt. Das ist keine 
Entwicklung, die allein das Internet verursacht, schließlich 
ist Mediennutzung schon lange sozial selektiv. Die Social 
Media beschleunigen und vervielfältigen diese Fragmen-
tierung. Wohin das führen wird, ist noch nicht abzusehen. 
Aber die Frage, wo denn in Zukunft die Agora, der Raum 
für gemeinsame Erörterungen, für den Austausch von Ge-
danken und Gesichtspunkten, für das Austragen von Kon-
flikten zu finden sein wird, drängt sich auf. Oder, um es 
mit den Worten des Oberbürgermeisters einer deutschen 
Großstadt zu sagen: „Wo findet Kommune denn heute 
noch statt?“ 
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Alle Dimensionen des Misstrauens – nicht nur bei Stuttgart 21

Unglücklicherweise ist es mit dem Fortschritt so wie bei 
manchen Computerspielen: Auf dem jeweils nächsten Ni-
veau wird die Aufgabe nicht leichter, sondern schwieriger. 
Das trifft beim Thema Partizipation auch deswegen in be-
sonderer Weise zu, weil einige Grundsatzfragen bislang 
nicht gelöst sind und heute zum Teil in zugespitzter Form 
wirksam werden. Das gilt etwa für den erheblichen Ver-
trauensverlust, den das Personal und die Verfahren der eta-
blierten Politik erlitten haben, das gilt für die niedrige Be-
teiligung an Wahlen (als eine wesentliche Form politischer 
Teilhabe) und das gilt nicht zuletzt für das reibungsreiche 

Verhältnis zwischen direkter und repräsentativer Demo-
kratie. Von alledem soll hier nicht die Rede sein. Auch die 
meisten Probleme bei der praktischen Gestaltung von Betei-
ligungsprozessen können hier nicht angesprochen werden 
(vgl. stattdessen Selle 2013: 275ff.). Hier soll lediglich in aller 
Kürze auf Aspekte eingegangen werden, die für die digitale 
Teilhabe wie für die gesamte partizipative Praxis gleicher-
maßen von Bedeutung sind. Dabei greife ich unter ande-
rem auch auf Zwischenergebnisse eines noch laufenden 
Forschungsprojekts zurück (vgl. Fugmann et al. 2018 sowie 
Ginski/Thissen in diesem Heft).

Next Level?  
Alte und neue Herausforderungen in der Beteiligungspraxis
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Wer sind „die Bürgerinnen und Bürger“? 
Beteiligungsverfahren sind selbstselektiv, erreichen also ab-
hängig von Inhalten, Anlässen und Verfahrensgestaltung je-
weils nur bestimmte Gruppen der Stadtgesellschaft. Das ist 
eine alte Erkenntnis, die aber in jüngster Zeit mit Blick auf 
neuere empirische Befunde wieder häufiger betont wird. So 
weist Thomas Kuder (2016: 2) darauf hin, dass „Beteiligungs-
verfahren […] demographische Schräglagen aufweisen, 
dergestalt, dass sozial besser gestellte Angehörige der Mit-
telschicht die Bürgerbeteiligung dominieren. Gesellschafts-
gruppen, die unter schwierigen, ja prekären Verhältnissen 
leben, nehmen jedoch immer weniger daran teil. […] Damit 
bergen diese Verfahren das Risiko, die lokale Demokratie 
und den Zusammenhalt in den Städten zu schwächen und 
die Polarisierung zu stärken.“

Diese Feststellung gilt sowohl für die Off- wie die Online-Be-
teiligung, wie die beiden Schaubilder (Abb. 1 und 2) ver-
deutlichen. Was zu denken geben muss, ist nicht nur diese 
unbestreitbare Tatsache, sondern die Art, wie damit in der 
Praxis umgegangen wird: Einerseits apostrophieren sich 
artikulationsstarke Bürgergruppen gerne selbst als „die Bür-
gerinnen und Bürger“ oder „wir Bürgerinnen und Bürger“ 
und erheben damit einen Vertretungsanspruch, der ihnen 
nicht zukommt. Zugleich werden in vielen Berichten über 
Partizipationsprozesse die jeweils Teilnehmenden – sei es 
in einer Werkstatt, sei es bei einer Online-Ideensammlung 
– als „die Bürgerinnen und Bürger“ bezeichnet. Durch eine 
solche sprachliche Erhebung einer mehr oder minder zufäl-
lig zustande gekommenen Gruppe Anwesender und Mitwir-
kender zu „den“ Bürgerinnen und Bürgern entstehen in der 
Folge oft weitreichende Missverständnisse – zumal die lo-
kale Berichterstattung oder Politiker solche Zuschreibungen 
auch gerne aufgreifen.

Quantitäten als Legitimationssurrogat? 
In der Berichterstattung über Beteiligungsverfahren finden 
sich zudem fast immer quantitative Angaben: etwa zur Zahl 
der Menschen, die an den angebotenen Veranstaltungen 
teilgenommen haben oder zur Zahl der Anregungen und 
Ideen, die man on- wie offline gewonnen hat. Wozu das? Es 
keimt der Verdacht, dass solche Zahlen so etwas wie Reprä-
sentativität oder doch zumindest Legitimation nachweisen 
sollen. Das aber ist abwegig. Partizipationsprozesse dieser 
Art sind – wie bereits angemerkt – nicht repräsentativ, son-
dern sozial selektiv. Und sie erreichen trotz aller werblichen 
Bemühungen immer nur sehr kleine Teile der Stadtbevöl-
kerung. Bei strategischen Plänen für Großstädte (etwa den 
vielen 2030er-Stadtentwicklungskonzepten) ist davon aus-
zugehen, dass der Anteil der Beteiligten an der jeweiligen 
Bezugsbevölkerung häufig lediglich im Promillebereich 
liegt, über einstellige Prozentanteile aber praktisch nie hi-
nauskommt.

Zu welch eigenartigen Verirrungen die Frage nach der Re-
präsentativität führen kann, mag ein anderes Beispiel ver-
deutlichen. Da stellt ein Politiker in einer Halbmillionenstadt 
die kritisch gemeinte Frage, ob 120 Teilnehmende an einem 
Planungsprozess die Ergebnisse legitimieren und für die 
Meinung der Bürgerinnen und Bürger in der Stadt reprä-
sentativ seien. Er halte mindestens 300 für notwendig. Aber 
was macht es für einen Unterschied, ob 0,2 oder 0,7 Prozent 
der Bevölkerung mitwirken? Für Repräsentativität und Legi-
timation dürfte das in jedem Fall unerheblich sein.
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Etwas zugespitzt ausgedrückt wird das Problem der Selekti-
vität wenn nicht geleugnet so doch verschämt übergangen 
und durch quantitative Erfolgsmeldungen verdeckt. Dafür 
spricht auch, dass wir in den 50 von uns untersuchten Pro-
zessen nur zwei fanden, in denen überhaupt systematisch 
Umfang und Struktur der Beteiligten erfasst wurden (Fug-
mann et al. 2018).

Realitätsbefreite Wunschsammlung statt 
Befassung mit der Aufgabe?
In vielen Partizipationsprozessen werden Ideen, Wünsche 
und Vorstellungen der Bevölkerung zu einer Planungsauf-
gabe abgefragt – ob es sich nun um die Umgestaltung ei-
nes Platzes, die Planung eines neuen Quartiers oder gleich 
die Entwicklung einer ganzen Stadt handelt. Aber ist Stadt-
entwicklungspolitik ein Wunschkonzert? Sind allein die 
Wünsche und Ideen einzelner Personen oder Gruppen von 
Bedeutung? Oder gibt es nicht auch viele andere Interessen 
und Gesichtspunkte? Etwa rechtliche und finanzielle Rah-
menbedingungen, fachliche Aspekte, politische Vorgaben 
oder Interessen von Grundeigentümern und Entwicklern. 
Von alledem erfährt man in den meisten Partizipationspro-
zessen nichts. Sie sind „realitätsbefreit“. Nur in ganz wenigen 
Verfahren wird den Beteiligten die Auseinandersetzung mit 
der Realität, mit der tatsächlichen Komplexität der Aufgabe 
zugemutet. Selbst Widersprüche zwischen den Bürgermei-
nungen werden nicht thematisiert. Typisches Beispiel: Auf 
ein und demselben Areal sollen möglichst viele (preiswer-
te) Wohnungen gebaut, aber auch alle Bäume erhalten und 
neue Freiräume geschaffen werden.

Zielwidersprüche gehören aber zur Natur von Planungspro-
zessen. Weil es sie gibt, ist die Abwägung eine Kernaufgabe 
aller Stadtplanung. Aber nicht einmal die Tatsache, dass es 
sie geben wird, dass aus der Pluralität zahlreicher Interessen, 
Belange und Wünsche erst Lösungspfade entwickelt wer-
den können, wird thematisiert. Und so droht auch hier die 
Gefahr, dass möglicherweise gut Gemeintes („Phantasie ent-
wickeln“, „kreativ sein“) in Frustration umschlägt: Es liegt auf 
der Hand, dass zwischen dieser Wunschphase und dem, was 
später realisiert (oder in einen Plan aufgenommen) wird, er-
hebliche Differenzen bestehen (müssen). Und so wird vielen 
einmal mehr klar: „War doch nur Beschäftigungstherapie“ 
(Originalton).

Bedauerlicherweise ließen sich noch mehrere solcher Fehl-
entwicklungen aufführen. Sie alle machen deutlich, dass 
Partizipation 8.0 schwierige Anforderungen bewältigen 
muss. Im „Pflichtenheft“ für diese nächste Entwicklungsstufe 
stehen unter anderem:

n	Kritischer Umgang mit der Zusammensetzung der Teil-
nehmenden von Beteiligungsverfahren: Wer Repräsen-
tativität im statistischen Sinne will, muss entsprechende 
Umfragen durchführen (wie es sie ja in einzelnen Ge-
meinden, unter anderem in Form von Panelbefragun-
gen, längst gibt). Wer ein repräsentatives Abbild der 
in der Stadtgesellschaft vorhandenen Gesichtspunkte 
erzeugen möchte, wird auf gezielt zusammengesetzte 
Stichproben zurückgreifen. Auch dazu gibt es zahlreiche 
Vorerfahrungen (vgl. u.a. Faas/Huesmann 2017: 31; Stadt 
Freiburg 2016: 167 ff.). Wer bestimmte Gruppen involvie-
ren will, muss sie aufsuchen. 

n	Herstellen von Realitätsbezug: Die zu bewältigende 
Aufgabe muss in ihrer tatsächlichen Komplexität, was 
Rahmenbedingungen, Vorgaben, Handlungsmöglichkei-
ten und verbleibende Optionen betrifft, sichtbar werden. 
Es gilt Formen zu finden, wie dies angemessen vermit-
telt wird und im Beteiligungsprozess präsent bleibt. Das 
schnelle Voting ist dafür kein angemessenes Mittel.

Foto: Klaus Selle

Quartiersentwicklung kann ein spannender Prozess sein
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n	Verdeutlichen von Pluralität: An Stadtentwicklungspro-
zessen sind viele Akteure mit unterschiedlichen Rollen 
und Einflussmöglichkeiten beteiligt – von den Fachver-
waltungen, den politischen Gremien, den Marktakteuren 
(Grundstückseigentümer, Investoren) bis hin zu den ver-
schiedenen Öffentlichkeiten in der Stadt. Auch das muss 
nicht nur benannt, sondern im Prozess sichtbar werden. 
Dazu gibt es zahlreiche Formen und Verfahren (etwa die 
früher erprobten Stadtforen, ggf. auch – als schwächere 
Form – Kuratorien, Beiräte etc.).

n	Berücksichtigen der Rollenvielfalt: Bürgerinnen und 
Bürger nehmen auf sehr verschiedene Weise an der 

Dieser Alltag der Offline-Beteiligung bleibt notwendig
Foto: Klaus Selle

Stadt entwicklung teil. Das scheint in der aktuellen Be-
teiligungspraxis in Vergessenheit geraten zu sein. Es gilt, 
diese Weite des Partizipationsbegriffs (wie sie etwa in den 
Entwicklungsstufen 2, 5 und 6 zum Ausdruck kommt) zu-
rückzugewinnen. Auch das ist nicht nur eine Forderung 
an die Fachdiskussion, sondern lässt sich praktisch einlö-
sen – etwa durch die Einbindung stadtgesellschaftlicher 
Akteure oder kooperative Projektentwicklungen.

Ob Partizipation 8.0 diesen und anderen Anforderungen 
gerecht werden kann, ist noch offen. Wir müssen die Ent-
wicklung aber nicht abwarten: Wir können sie mitgestalten.
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